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Antragsvoraussetzung - Erklarungen

Hausbankenverfahren

1. Der Antragsteller/Mithafter erklart, dass das Unternehmen

hinsichtlich der Kriterien der KMU-Definition der Allgemei-
nen Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO) zu bewerten
ist als:

Kleinstunternehmen

kleines Unternehmen

mittleres Unternehmen
kein-KMU (groBe Unternehmen)

ooogd

Der Begriff des KMU wird im KMU-Informationsblatt (SAB-
Vordruck 60300) — abrufbar auf der Internetseite der SAB
(www.sab.sachsen.de) — erlautert.

Dem Antragsteller ist bekannt, dass maRgeblich fur die
Beurteilung der Zeitpunkt der Gewahrung des Darlehens
ist. Der Antragsteller verpflichtet sich, sdmtliche Veran-
derungen in Bezug auf den GrofRenstatus des Unterneh-
mens unverziglich der Hausbank mitzuteilen.

Antragstellendes Unternehmen ist KMU:

Die ausgefiillten und unterschriebenen Vordrucke KMU-
Bewertung (SAB-Vordruck 60314) und Berechnungsbo-
gen zur KMU-Bewertung (SAB-Vordruck 60314-1) - abruf-
bar auf der Internetseite der SAB (www.sab.sachsen.de)

- sind bei der Hausbank aufzubewahren.

. Der Antragsteller/Mithafter erklart, dass er kein Unterneh-

men ist, das einer Ruckforderungsanordnung aufgrund
eines frilheren Beschlusses der Kommission zur Feststel-
lung der Unzul@ssigkeit einer von demselben Mitgliedstaat
gewahrten Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem Bin-
nenmarkt nicht nachgekommen ist.

. Der Antragsteller/Mithafter erklart, dass mit dem Vorhaben

vor Antragstellung bei der Hausbank noch nicht begonnen
wurde.

Als Vorhabenbeginn ist sowohl beim Betriebsmittel- als

auch beim Investitionsdarlehen zu werten:

— der Abschluss eines der Ausfiihrung zuzurechnenden
Lieferungs- oder Leistungsvertrags, sofern im Vertrag
kein Rucktrittsvorbehalt fiir den Fall der Nichtbewilli-
gung der Fordermittel vereinbart ist (z.B. Unterzeich-
nung Kaufvertrag/Mietvertrag/Arbeitsvertrag etc. durch
den Antragsteller; Bestellung einer Warenlieferung; Auf-
tragsvergabe bei Baumafinahmen an bauausfiihrende
Unternehmen; Unterzeichnung des Geschaftsanteils-
kaufvertrages) oder

— der Beginn der Bauarbeiten fir die Investition oder

— die erste rechtsverbindliche Verpflichtung zur Bestellung
von Ausrustung oder

— eine andere Verpflichtung, die die Investition unumkehr-
bar macht.

Der friiheste der vorgenannten Zeitpunkte ist maflgebend.

Bei BaumalRnahmen gelten Planung, Baugrundunter-

suchungen, Einholung von Genehmigungen, Erstellung

vorlaufiger Durchfiihrbarkeitsstudien, Grunderwerb und

Herrichten des Grundstiicks (z.B. Gebaudeabbruch, Pla-

nieren) nicht als Beginn des Vorhabens, es sei denn, sie

sind alleiniger Zweck der Zuwendung. Bei Geschaftsiber-
nahmen ist Vorhabenbeginn der Zeitpunkt des Erwerbs

SAB::

(z.B. Unterzeichnung des Kaufvertrages) der unmittelbar
mit der erworbenen Betriebsstatte verbundenen Vermo-
genswerte.

. Der Antragsteller/Mithafter erklart, dass Immobilieninvesti-

tionen mit anschlieRender iberwiegender Fremdvermie-
tung nicht Bestandteil des Investitionsvorhabens sind. Die
Vermietung und Verpachtung im Rahmen einer steuerlich
anerkannten Betriebsaufspaltung, Organschaft, Mitunter-
nehmerschaft sowie zwischen Eheleuten ist férderun-
schadlich.

. Der Antragsteller/Mithafter versichert, dass dem Vorhaben

keine oOffentlich-rechtlichen Vorschriften entgegenstehen.

. Zusatzlich bei Nicht-KMU (groRe Unternehmen):

Der Antragsteller/Mithafter bestétigt, dass die zu Markt-
bedingungen erworbenen Vermégenswerte neu sind (gilt
nicht im Falle des Erwerbs einer Betriebsstatte).

Nur im Falle eines Verlagerungsvorhabens relevant: Der
Antragsteller/Mithafter bestatigt, dass er in den beiden
Jahren vor der Beantragung der Beihilfe keine Verlage-
rung hin zu der Betriebsstatte vorgenommen hat, in der
die Investition, fiir die die Beihilfe beantragt wird, getatigt
werden soll, und verpflichtet sich, dies auch in den beiden
Jahren nach Abschluss der Erstinvestition, fur die die Bei-
hilfe beantragt wird, nicht zu tun. Bezliglich der Definition
der Verlagerung und der Auslegung der Vorschrift wird
auf die Informationsblatter zu Beihilfen — abrufbar auf der
Internetseite der SAB (www.sab.sachsen.de) — verwiesen.

Nur im Falle eines Diversifizierungsvorhabens oder des
Erwerbs der Vermdgenswerte einer Betriebsstatte rele-
vant: Der Antragsteller/Mithafter bestatigt, dass die neue
Tatigkeit in der Betriebsstatte nicht unter dieselbe Klasse
(vierstelliger numerischer Code) der Statistischen Syste-
matik der Wirtschaftszweige NACE Rev. 2 wie die bishe-
rige Tatigkeit in der Betriebsstatte fallt und dass beim Er-
werb der Vermdgenswerte einer Betriebsstatte diese von
Dritten erworben werden, die in keiner Beziehung zum
Kéaufer stehen.

. Der Antragsteller/Mithafter ist einverstanden, dass die

Angaben zum Antragsteller/Mithafter, zum Vorhaben und
zur Finanzierung/zum Darlehen an die Sachsische Auf-
baubank — Férderbank — weitergegeben werden. Diese
darf die Daten an die mit der Forderung befassten Stellen
des Freistaates Sachsen weitergeben. Die SAB ist nach
dem SachsFéDaG zudem verpflichtet, durch Rechtsver-
ordnung bestimmte Daten an die zustandigen Stellen zu
Ubermitteln.

. Subventionserhebliche Tatsachen

Dem/den beantragten Darlehen liegen Subventionen zu
Grunde, auf welche § 264 Strafgesetzbuch (StGB) und
gemal § 1 des Subventionsgesetzes des Landes Sach-
sen vom 14. Januar 1997 i. V. m. §§ 2 bis 6 des Gesetze
gegen missbrauchliche Inanspruchnahme von Subventi-
onen (SubvG) Anwendung finden.
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Dem Antragsteller/Mithafter ist bekannt, dass die fol-
genden Angaben und Erklarungen subventionserhebliche
Tatsachen im Sinne von § 264 StGB sind und Subventi-
onsbetrug nach § 264 StGB strafbar ist:

— Angaben zu den Rechtsverhaltnissen des Antragstellers
und Mithafters (Name, Rechtsform, gesellschaftsrecht-
liche, vertragliche Beziehungen, Branche)

— Angaben zur Finanzierung des Vorhabens inkl. der be-
antragten und gewahrten 6&ffentlichen Finanzierungshil-
fen Dritter

— Angaben zur Vorhabensbeschreibung

— Angaben zum Investitionsort, Vorhabensbeginn, Zeit-
punkt der Aufnahme der selbsténdigen Tatigkeit und der
Beteiligung

— Angaben zur Berechtigung zum Vorsteuerabzug ein-
schlielich der Angaben zu den Vorhabenskosten als
Brutto- bzw. Nettokosten

Antragsteller/Mithafter

— Angaben in den unterschriebenen Vordrucken KMU-Be-
wertung (SAB-Vordruck 60314) und Berechnungsbogen
zur KMU-Bewertung (SAB-Vordruck 60314-1) - abrufbar
auf der Internetseite der SAB (www.sab.sachsen.de) -

— die Erklarungen zu den Ziffern 1-6.

Dem Antragsteller/Mithafter ist bekannt, dass ferner Hand-
lungen bzw. Rechtsgeschafte, die unter Missbrauch von
Gestaltungsmoglichkeiten vorgenommen werden sowie
Scheingeschafte, und Scheinhandlungen (§ 4 SubvG) sub-
ventionserhebliche Tatsachen sind.

Dem Antragsteller/Mithafter sind die nach § 3 SubvG be-
stehenden Mitteilungspflichten bekannt, wonach der SAB
unverziglich alle Anderungen der vorgenannten subventi-
onserheblichen Angaben mitzuteilen sind.

Ort

Datum (TT.MM.JJJJ)

rechtsverbindliche Unterschrift | Stempel

T

Loschen

=8 eGovernment

Sachsische Aufbaubank — Forderbank — Gerberstrale 5, 04105 Leipzig Postanschrift: 04022 Leipzig, Telefon 0341 70292-0,
SWIFT/BIC: SABDDE81XXX Glaubiger-ID: DE42ZZZ00000034715 USt-ID: DE179593934

Formular ID: Prifsumme:

Internet: www.sab.sachsen.de



	Form: 
	FormGenerate#1: 
	FormType#1: sab63551
	DocType#2: PDF
	SchemaURL#3: 
	Language#5: DE
	Country#6: 
	Version#4: 1.0

	FormPublish#2: 
	OfficeShortcut#1: sab
	TargetURL#2: https://fs.egov.sachsen.de/NetGateway/Process#FDF
	FormURL#3: https://fs.egov.sachsen.de/formserv/getform/sab63551_sab_PDF/000-007/63551v12b23eGovF.pdf
	LocalSaveURL#4: https://fs.egov.sachsen.de/SachsenSave/Buffer?action=save#FDF

	FormProcess#3: 
	Signature#4: 
	Certificate#5: 
	CertificateType#6: 
	Content#7: 
	FormatString#8: 
	FormID#1: 
	HashValue#2: 
	Message#3: 


	ncFormID: Formular ID:
	ncHashValue: Prüfsumme:
	Button Test: 
	Button Reset: 
	unterschrift: 
	ort: 
	datum: 

	opt: Off
	Version: 
	0: 
	63551_12/23: 12/23

	1: 
	63551_12/23: 12/23


	Fusszeile2025: 


